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6 3 7 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 14. Dezember 1989
über die Festsetzung eines Kontingentes für die
Beschäftigung von Ausländern im Bereich der

Österreichischen Bundesbahnen

Auf Grund des § 12 Abs. 2 des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 253/1989,
wird verordnet:

§ 1. Für das Kalenderjahr 1990 wird für Hilfs-
und angelernte Arbeiten im Gesamtbereich der
Österreichischen Bundesbahnen ein Kontingent in
Höhe von insgesamt 1 650 für die Beschäftigung
von Ausländern festgesetzt (Bundes-Einzelkontin-
gent).

§ 2. (1) Das Bundes-Einzelkontingent wird unter
Festsetzung einer Bundesreserve auf die angeführ-
ten Bundesländer wie folgt aufgeteilt (Landes-Ein-
zelkontingente):

Burgenland 1
Niederösterreich 110
Oberösterreich 235
Salzburg 105
Steiermark 60
Tirol .80
Vorarlberg 100
Wien 819
Bundesreserve 140

(2) Die Bundesreserve gemäß Abs. 1 wird nach
Bedarf durch das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales nach Herstellung des Einvernehmens mit
der Generaldirektion der Österreichischen Bundes-
bahnen zugunsten einzelner Bundesländer freigege-
ben.

§ 3. Die Laufzeit des Kontingentes erstreckt sich
vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1990.

Geppert

638. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 14. Dezember 1989,
mit der die Notstandshilfeverordnung geändert

wird

Auf Grund des § 36 Abs. 1 des Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 380/1978
und 615/1987 wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 10. Juli 1973, BGBl.
Nr. 352/1973, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 417/1987, 636/1987, 319/1988 und
388/1989 betreffend Richtlinien für die Gewährung
der Notstandshilfe (Notstandshilfeverordnung)
wird wie folgt geändert:

1. Im §4 Abs. 2 Z 2 letzter Satz wird der
Ausdruck „§ 6 Abs. 3 dritter Satz" durch den
Ausdruck „§ 6 Abs. 3 zweiter Satz" ersetzt.

2. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Freigrenze beträgt 4 591 S pro Monat
für den das Einkommen beziehenden Ehepartner
(Lebensgefährten bzw. die Lebensgefährtin). Dazu
kommt ein Betrag von 2 313 S pro Monat für jede
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Person, für deren Unterhalt der Ehepartner
(Lebensgefährte bzw. Lebensgefährtin) aufgrund
einer rechtlichen oder sittlichen Pflicht tatsächlich
wesentlich beiträgt."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1990 in
Kraft.

Geppert

639. Verordnung des Bundesministers für
Umwelt, Jugend und Familie vom 18. Dezem-
ber 1989, mit der die Verordnung über die
Abbaubarkeit bestimmter Waschmittelinhalts-
stoffe und über die Bestimmung des Phosphat-

gehaltes geändert wird

Auf Grund des § 3 des Waschmittelgesetzes,
BGBl. Nr. 300/1984, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft und dem Bundesminister für Gesundheit
und öffentlicher Dienst verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Um-
welt, Jugend und Familie vom 22. April 1987, BGBl.
Nr. 239, über die Abbaubarkeit bestimmter Wasch-
mittelinhaltsstoffe und über die Bestimmung des
Phosphatgehaltes wird wie folgt geändert:

§ 5 Abs. 2 lautet:

„(2) Der § 1 tritt hinsichtlich derjenigen nichtio-
nogenen grenzflächenaktiven Stoffe, die

1. als schwachschäumende Additionsprodukte
von Alkenoxiden mit Substanzen wie Alkoho-
len, Alkylphenolen, Glykolen, Polyolen, Fett-
säuren, Amiden oder Aminen in Reinigungs-
mitteln für die gewerbliche maschinelle
Geschirrspülung verwendet werden,

2. als alkaliresistente endständig blockierte Al-
kyl- und Alkylarylpolyglykolether oder für die
unter Z 1 genannten Arten von Substanzen in
Reinigungsmitteln für die Lebensmittel- und
Getränkeindustrie und für die metallverarbei-
tende Industrie verwendet werden,

mit 1. Jänner 1992 in Kraft."

Flemming

6 4 0 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom
29. Dezember 1989 über die Bestimmung von
Untersuchungsstellen für Untersuchungen auf
IBR/IPV (IBR/IPV-Untersuchungsstellen-

Verordnung)

Auf Grund des § 4 des IBR/IPV-Gesetzes, BGBl.
Nr. 636/1989, wird verordnet:

Sachlicher Wirkungsbereich

§ 1. Die Vornahme der serologischen und der
nach § 3 Abs. 2 des IBR/IPV-Gesetzes angeordne-
ten Untersuchungen auf IBR/IPV ist den nachste-
hend angeführten Untersuchungsstellen vorbehal-
ten:

1. den veterinärmedizinischen Bundesanstalten
gemäß § 1 des Bundesgesetzes über die
veterinärmedizinischen Bundesanstalten,
BGBl. Nr. 563/1981, in der jeweils geltenden
Fassung und

2. der Landesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen Ehrental in Klagenfurt.

Örtlicher Wirkungsbereich

§ 2. <(1) Die Bundesanstalt für Tierseuchenbe-
kämpfung in Mödling ist örtlich zuständig für das
Burgenland, die politischen Bezirke Baden, Lilien-
feld, Mödling und Wien-Umgebung des Landes
Niederösterreich sowie das Land Wien.

(2) Die Bundesanstalt für Virusseuchenbekämp-
fung bei Haustieren in Wien ist örtlich zuständig für
das Land Kärnten, das Land Salzburg und das Land
Niederösterreich mit Ausnahme der politischen
Bezirke Baden, Lilienfeld, Mödling und Wien-Um-
gebung.

(3) Die Bundesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen in Graz ist örtlich zuständig für
das Land Steiermark.

(4) Die Bundesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen in Innsbruck ist örtlich zuständig
für die Länder Tirol und Vorarlberg.

(5) Die Bundesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen in Linz ist örtlich zuständig für das
Land Oberösterreich.

(6) Die Landesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen Ehrental in Klagenfurt ist örtlich
zuständig für das Land Kärnten.

Inkrafttreten

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1990 in
Kraft.

Ettl
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6 4 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
13. Dezember 1989 über die Aufhebung des
§ 55 Abs. 8 der Straßenverkehrsordnung 1960

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 28. September 1989, G 52/89-12,
G 53/89-12, G 54/89-10, G 80/89-10, dem Bun-

deskanzler zugestellt am 30. November 1989, § 55
Abs. 8 der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl.
Nr. 159, in der Fassung der 13. StVO-Novelle,
BGBl. Nr. 105/1986, als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Sep-
tember 1990 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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